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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 5. Besondere Sicherungsmaßnahmen gegen Beeinträchtigung durch Alko-
hol 

Artikel 1: 

§ 5. Besondere Sicherungsmaßnahmen gegen Beeinträchtigung durch Alko-
hol und Suchtmittel 

(1) Wer sich in einem durch Alkohol oder Suchtgift beeinträchtigten Zustand 
befindet, darf ein Fahrzeug weder lenken noch in Betrieb nehmen. Bei einem 
Alkoholgehalt des Blutes von 0,8 g/l (0,8 Promille) oder darüber oder bei einem 
Alkoholgehalt der Atemluft von 0,4 mg/l oder darüber gilt der Zustand einer 
Person jedenfalls als von Alkohol beeinträchtigt. 

(1) Wer sich in einem durch Alkohol oder Suchtmittel beeinträchtigten Zu-
stand befindet, darf ein Fahrzeug weder lenken noch in Betrieb nehmen. Bei 
einem Alkoholgehalt des Blutes von 0,8 g/l (0,8 Promille) oder darüber oder bei 
einem Alkoholgehalt der Atemluft von 0,4 mg/l oder darüber gilt der Zustand 
einer Person jedenfalls als von Alkohol beeinträchtigt. Der Zustand einer Person, 
die sich nicht in einer solchen körperlichen und geistigen Verfassung befindet, in 
der sie ein Fahrzeug zu beherrschen und die beim Lenken eines Fahrzeuges zu 
beachtenden Rechtsvorschriften zu befolgen vermag, gilt jedenfalls als von 
Suchtmittel beeinträchtigt, wenn Suchtmittelspuren im Blut nachgewiesen wer-
den, die von illegalem Suchtmittelkonsum herrühren. 

(2) bis (4a)… (2) bis (4a)… 
 

(4b) Besonders geschulte und hierzu ermächtigte Organe der Bundespolizei 
sind berechtigt, Personen, die verdächtig sind, sich in einem durch Suchtmittel 
beeinträchtigten Zustand zu befinden und bei denen sie festgestellt haben, dass 
sich diese nicht in einer solchen körperlichen und geistigen Verfassung befinden, 
in der sie ein Fahrzeug zu beherrschen und die beim Lenken eines Fahrzeuges zu 
beachtenden Rechtsvorschriften zu befolgen vermögen, zu einem im öffentlichen 
Sanitätsdienst stehenden, bei einer Landespolizeidirektion tätigen, bei einer öf-
fentlichen Krankenanstalt diensthabenden oder im Sinne des § 5a Abs. 4 ausge-
bildeten und von der Landesregierung hierzu ermächtigten Arzt zur Blutabnahme 
zum Zweck der Feststellung einer Suchtmittelbeeinträchtigung zu bringen. Diese 
Personen haben an der Überprüfung  zur Feststellung der körperlichen und geisti-
gen Verfassung durch die besonders geschulten und hierzu ermächtigten Organe 
der Bundespolizei mitzuwirken. Anlässlich der Blutabnahme ist dem Probanden 
die Möglichkeit zur Abgabe einer Harnprobe einzuräumen. 

 (5)…  (5)… 

 (6) (Verfassungsbestimmung) An Personen, die gemäß Abs. 4a zu ei-
nem Arzt gebracht werden, ist eine Blutabnahme zum Zweck der Bestimmung 
des Blutalkoholgehaltes vorzunehmen; die Betroffenen haben diese Blutabnahme 

(6) (Verfassungsbestimmung) An Personen, die gemäß Abs. 4a oder Abs. 4b zu 
einem Arzt gebracht werden, ist eine Blutabnahme zum Zweck der Bestimmung 
des Blutalkoholgehaltes oder einer Suchtmittelbeeinträchtigung vorzunehmen; die 
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vornehmen zu lassen. Betroffenen haben diese Blutabnahme vornehmen zu lassen. 

(7) bis (8)… (7) bis (8)... 

(9) Die Bestimmungen des Abs. 5 gelten auch für Personen, von denen ver-
mutet werden kann, daß sie sich in einem durch Suchtgift beeinträchtigten Zu-
stand befinden; wer zum Arzt gebracht wird, hat sich der Untersuchung zu unter-
ziehen. Die in Abs. 5 genannten Ärzte sind verpflichtet, die Untersuchung durch-
zuführen. 

(9a) Organe des amtsärztlichen Dienstes oder besonders geschulte und von 
der Behörde hiezu ermächtigte Organe der Straßenaufsicht sind berechtigt, den 
Speichel von in Abs. 2 und 2b genannten Personen auf das Vorliegen von Sucht-
giftspuren zu überprüfen, sofern zwar keine Vermutung im Sinne des Abs. 9 
vorliegt, aber vermutet werden kann, dass sie sich nicht in einer solchen körperli-
chen und geistigen Verfassung befinden oder zum Zeitpunkt des Lenkens befun-
den haben, in der sie ein Fahrzeug zu beherrschen und die beim Lenken eines 
Fahrzeuges zu beachtenden Rechtsvorschriften zu befolgen vermögen. Die Über-
prüfung des Speichels ist mit Speichelvortestgeräten oder -streifen, die das Vor-
liegen von Suchtgiftspuren im Speichel anzeigen, vorzunehmen. Ergibt die Über-
prüfung des Speichels das Vorliegen von Suchtgiftspuren oder wird die Überprü-
fung verweigert, so gilt dies als Vermutung der Beeinträchtigung durch Suchtgift. 
Diesfalls haben die genannten Organe gemäß Abs. 9 vorzugehen; andernfalls hat 
ein Vorgehen gemäß Abs. 9 zu unterbleiben. 

(9) Die Bestimmungen des Abs. 5 gelten auch für Personen, von denen vermutet 
werden kann, dass sie sich in einem durch Suchtmittel beeinträchtigten Zustand 
befinden; wer zum Arzt gebracht wird, hat sich der Untersuchung zu unterziehen. 
Die in Abs. 5 genannten Ärzte sind verpflichtet, die Untersuchung durchzuführen. 
(9a) Organe des amtsärztlichen Dienstes oder besonders geschulte und von der 
Behörde hiezu ermächtigte Organe der Straßenaufsicht sind berechtigt, den Spei-
chel von in Abs. 2 und 2b genannten Personen auf das Vorliegen von Suchtmit-
telspuren zu überprüfen, sofern zwar keine Vermutung im Sinne des Abs. 9 vor-
liegt, aber vermutet werden kann, dass sie sich nicht in einer solchen körperlichen 
und geistigen Verfassung befinden oder zum Zeitpunkt des Lenkens befunden 
haben, in der sie ein Fahrzeug zu beherrschen und die beim Lenken eines Fahr-
zeuges zu beachtenden Rechtsvorschriften zu befolgen vermögen. Die Überprü-
fung des Speichels ist mit Speichelvortestgeräten oder -streifen, die das Vorliegen 
von Suchtmittelspuren im Speichel anzeigen, vorzunehmen. Ergibt die Überprü-
fung des Speichels das Vorliegen von Suchtmittelspuren oder wird die Überprü-
fung verweigert, so gilt dies als Verdacht der Beeinträchtigung durch Suchtmittel; 
diesfalls richtet sich das weitere Vorgehen nach Abs. 4b. 

(10) (Verfassungsbestimmung) An Personen, die gemäß Abs. 9 zu einem 
Arzt gebracht werden, ist nach Feststellung einer Beeinträchtigung, die auf eine 
Suchtgifteinnahme schließen lässt, eine Blutabnahme vorzunehmen. Die Be-
troffenen haben die Blutabnahme vornehmen zu lassen. 

(10) (Verfassungsbestimmung) An Personen, die gemäß Abs. 9 zu einem Arzt 
gebracht werden, ist nach Feststellung einer Beeinträchtigung, die auf eine 
Suchtmitteleinnahme schließen lässt, eine Blutabnahme vorzunehmen. Die Be-
troffenen haben die Blutabnahme vornehmen zu lassen. 

(11) Der Bundesminister für Inneres kann unter Bedachtnahme auf den je-
weiligen Stand der Wissenschaft und Technik im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Verkehr, Innovation und Technologie durch Verordnung für die 
Feststellung einer Beeinträchtigung durch Suchtgift geeignete Geräte und Test-
verfahren bestimmen. 

(12) Ist auf Grund des Ergebnisses der Untersuchung 

 1. einer Person, die gemäß Abs. 9 zu einem Arzt gebracht wurde, oder 

 2. einer Blutprobe, die von einer gemäß Abs. 9 zu einem Arzt gebrachten 
Person stammt, 

(11) Der Bundesminister für Inneres kann unter Bedachtnahme auf den jeweiligen 
Stand der Wissenschaft und Technik im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie durch Verordnung für die Feststellung 
einer Beeinträchtigung durch Suchtmittel geeignete Geräte und Testverfahren 
bestimmen. 
(12) Ist auf Grund des Ergebnisses der ärztlichen Untersuchung, Auswertung 
einer Blutprobe, eines Harnscreenings oder eines Speichelvortests anzunehmen, 
dass die zum Arzt gebrachte Person Suchtmittel missbraucht, so ist an Stelle einer 
Strafanzeige nach dem Suchtmittelgesetz dieser Umstand der nach dem Haupt-
wohnsitz der untersuchten Person zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde als 
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anzunehmen, dass die zum Arzt gebrachte Person Suchtgift missbraucht, so ist an 
Stelle einer Strafanzeige nach dem Suchtmittelgesetz dieser Umstand der nach 
dem Hauptwohnsitz der untersuchten Person zuständigen Bezirksverwaltungsbe-
hörde als Gesundheitsbehörde mitzuteilen (§§ 12 bis 14 des Suchtmittelgesetzes, 
BGBl. I Nr. 112/1997). 

Gesundheitsbehörde mitzuteilen (§§ 12 bis 14 des Suchtmittelgesetzes, BGBl. I 
Nr. 112/1997). 

§ 5a. (1) (Grundsatzbestimmung) Der Rechtsträger einer öffentlichen 
Krankenanstalt hat dem diensthabenden Arzt die für eine Blutabnahme gemäß § 5 
Abs. 4a, 8 und 10 erforderlichen Einrichtungen der Anstalt zur Verfügung zu 
stellen. Die Ausführungsgesetze der Länder sind binnen sechs Monaten zu erlas-
sen. 

§ 5a. (1) (Grundsatzbestimmung) Der Rechtsträger einer öffentlichen Krankenan-
stalt hat dem diensthabenden Arzt die für eine Blutabnahme gemäß § 5 Abs. 6, 8 
und 10 erforderlichen Einrichtungen der Anstalt zur Verfügung zu stellen. Die 
Ausführungsgesetze der Länder sind binnen sechs Monaten zu erlassen. 

(2) bis (3)… (2) bis (3)… 

 (3a) Der Bundesminister für Inneres hat im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
ter für Verkehr, Innovation und Technologie unter Bedachtnahme auf den jewei-
ligen Stand der Technik geeignete Geräte und Teststreifen für das Screening von 
Harnproben mit Verordnung zu bestimmen. 
(3b) Der Bundesminister für Inneres hat die Ausbildungsinhalte für die Ermächti-
gung von Organen der Bundespolizei zur Überprüfung gem. § 5 Abs. 4b und die 
Weiterbildung dieser Organe mittels Verordnung zu bestimmen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Inneres und der Bundesministerin für 
Gesundheit und Frauen die für eine Ermächtigung zur Durchführung der in § 5 
Abs. 4a, 5 oder 6 genannten Untersuchungen erforderliche Weiterbildung für 
Ärzte durch Verordnung festzulegen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Inneres und der Bundesministerin für Ge-
sundheit und Frauen die für eine Ermächtigung zur Durchführung der in § 5 
Abs. 4a, 4b, 5 oder 6 genannten Untersuchungen erforderliche Weiterbildung für 
Ärzte durch Verordnung festzulegen. 

Zwangsmaßnahmen bei Alkoholisierung Zwangsmaßnahmen bei Alkoholisierung und Suchtmittelbeeinträchtigung 

§ 5b. (1) Die Organe der Straßenaufsicht sind berechtigt, Personen, die sich 
offenbar in einem durch Alkohol oder Suchtgift beeinträchtigten Zustand befin-
den (§ 5 Abs. 1), oder bei denen der Alkoholgehalt des Blutes 0,5 g/l (0,5 Promil-
le) oder mehr oder der Alkoholgehalt der Atemluft 0,25 mg/l oder mehr beträgt, 
an der Lenkung oder Inbetriebnahme eines Fahrzeuges zu hindern. Zu diesem 
Zweck sind, falls erforderlich, je nach Lage des Falles und Art des Fahrzeuges, 
Zwangsmaßnahmen, wie etwa Abnahme der Fahrzeugschlüssel, Absperren oder 
Einstellung des Fahrzeuges, Anlegen von technischen Sperren und dergleichen, 
anzuwenden. Solche Zwangsmaßnahmen sind unverzüglich aufzuheben, wenn 
bei der Person, gegen die sie angewendet worden sind, der durch Alkohol oder 
Suchtgift beeinträchtigte Zustand nicht mehr gegeben und ihr auch nicht ein zum 

§ 5b. (1) Die Organe der Straßenaufsicht sind berechtigt, Personen, die sich of-
fenbar in einem durch Alkohol oder Suchtmittel beeinträchtigten Zustand befin-
den (§ 5 Abs. 1), oder bei denen der Alkoholgehalt des Blutes 0,5 g/l (0,5 Promil-
le) oder mehr oder der Alkoholgehalt der Atemluft 0,25 mg/l oder mehr beträgt, 
an der Lenkung oder Inbetriebnahme eines Fahrzeuges zu hindern. Zu diesem 
Zweck sind, falls erforderlich, je nach Lage des Falles und Art des Fahrzeuges, 
Zwangsmaßnahmen, wie etwa Abnahme der Fahrzeugschlüssel, Absperren oder 
Einstellung des Fahrzeuges, Anlegen von technischen Sperren und dergleichen, 
anzuwenden. Solche Zwangsmaßnahmen sind unverzüglich aufzuheben, wenn 
bei der Person, gegen die sie angewendet worden sind, der durch Alkohol oder 
Suchtmittel beeinträchtigte Zustand nicht mehr gegeben und ihr auch nicht ein 
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Lenken des betreffenden Fahrzeuges allenfalls nötiger Führerschein nach den 
kraftfahrrechtlichen Vorschriften abgenommen ist oder wenn eine andere Person, 
bei der keine Hinderungsgründe gegeben sind, beabsichtigt, das Fahrzeug in 
Betrieb zu nehmen und zu lenken. 

(2) Die Organe der Straßenaufsicht sind weiters berechtigt, Personen an der 
Lenkung oder Inbetriebnahme eines Fahrzeuges zu hindern, deren Fahrlehrer 
(§ 114 Abs. 4 und 4a KFG 1967), Begleiter (§§ 122 Abs. 2 und 5 KFG 1967 oder 
19 Abs. 3 und 6 FSG) oder Ausbildner (§ 122a Abs. 2 KFG 1967) sich offenbar 
in einem durch Alkohol oder Suchtgift beeinträchtigten Zustand befinden oder bei 
deren Fahrlehrer, Begleiter oder Ausbildner der Alkoholgehalt des Blutes 0,5 g/l 
(0,5 Promille) oder mehr oder der Alkoholgehalt der Atemluft 0,25 mg/l oder 
mehr beträgt. Zu diesem Zweck sind, falls erforderlich, je nach Lage des Falles 
und Art des Fahrzeuges, Zwangsmaßnahmen, wie etwa Abnahme der Fahrzeug-
schlüssel, Absperren oder Einstellung des Fahrzeuges, Anlegen von technischen 
Sperren und dergleichen, anzuwenden. Solche Zwangsmaßnahmen sind unver-
züglich aufzuheben, wenn beim Fahrlehrer, Begleiter oder Ausbildner der durch 
Alkohol oder Suchtgift beeinträchtigte Zustand nicht mehr gegeben und ihm auch 
nicht ein zum Lenken des betreffenden Fahrzeuges allenfalls nötiger Führerschein 
nach den kraftfahrrechtlichen Vorschriften abgenommen ist oder wenn eine ande-
re Person, bei der keine Hinderungsgründe gegeben sind, entweder beabsichtigt, 
das Fahrzeug selbst in Betrieb zu nehmen und zu lenken, oder die Aufgaben des 
Fahrlehrers, Begleiters oder Ausbildners wahrzunehmen. 

zum Lenken des betreffenden Fahrzeuges allenfalls nötiger Führerschein nach 
den kraftfahrrechtlichen Vorschriften abgenommen ist oder wenn eine andere 
Person, bei der keine Hinderungsgründe gegeben sind, beabsichtigt, das Fahrzeug 
in Betrieb zu nehmen und zu lenken. 
(2) Die Organe der Straßenaufsicht sind weiters berechtigt, Personen an der Len-
kung oder Inbetriebnahme eines Fahrzeuges zu hindern, deren Fahrlehrer (§ 114 
Abs. 4 und 4a KFG 1967), Begleiter (§§ 122 Abs. 2 und 5 KFG 1967 oder 19 
Abs. 2 und 3 und 6 FSG) oder Ausbildner (§ 122a Abs. 2 KFG 1967) sich offen-
bar in einem durch Alkohol oder Suchtmittel beeinträchtigten Zustand befinden 
oder bei deren Fahrlehrer, Begleiter oder Ausbildner der Alkoholgehalt des Blu-
tes 0,5 g/l (0,5 Promille) oder mehr oder der Alkoholgehalt der Atemluft 0,25 
mg/l oder mehr beträgt. Zu diesem Zweck sind, falls erforderlich, je nach Lage 
des Falles und Art des Fahrzeuges, Zwangsmaßnahmen, wie etwa Abnahme der 
Fahrzeugschlüssel, Absperren oder Einstellung des Fahrzeuges, Anlegen von 
technischen Sperren und dergleichen, anzuwenden. Solche Zwangsmaßnahmen 
sind unverzüglich aufzuheben, wenn beim Fahrlehrer, Begleiter oder Ausbildner 
der durch Alkohol oder Suchtmittel beeinträchtigte Zustand nicht mehr gegeben 
und ihm auch nicht ein zum Lenken des betreffenden Fahrzeuges allenfalls nöti-
ger Führerschein nach den kraftfahrrechtlichen Vorschriften abgenommen ist 
oder wenn eine andere Person, bei der keine Hinderungsgründe gegeben sind, 
entweder beabsichtigt, das Fahrzeug selbst in Betrieb zu nehmen und zu lenken, 
oder die Aufgaben des Fahrlehrers, Begleiters oder Ausbildners wahrzunehmen. 

§ 42. Fahrverbot für Lastkraftfahrzeuge § 42. Fahrverbot für Lastkraftfahrzeuge 

(1) bis (2)… (1) bis (2)… 

(3) Von den im Abs. 1 und 2 angeführten Verboten sind Fahrten ausgenom-
men, die ausschließlich der Beförderung von Schlacht- oder Stechvieh, von Post-
sendungen sowie periodischen Druckwerken oder der Getränkeversorgung in 
Ausflugsgebieten, unaufschiebbaren Reparaturen an Kühlanlagen, Wasser- oder 
Energieversorgungsanlagen oder von Kanalgebrechen, dem Abschleppdienst, der 
Pannenhilfe, dem Einsatz in Katastrophenfällen, dem Einsatz von Fahrzeugen des 
Straßenerhalters zur Aufrechterhaltung des Straßenverkehrs, dem Einsatz von 
Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der Müllabfuhr oder dem Ein-
satz von Fahrzeugen eines Linienverkehrsunternehmens zur Aufrechterhaltung 
des regelmäßigen Linienverkehrs dienen, Fahrten mit Fahrzeugen nach Schaustel-
lerart (§ 2 Abs. 1 Z 42 KFG 1967) und mit Fahrzeugen der Berufsgruppe der 

(3) Von den im Abs. 1 und 2 angeführten Verboten sind Fahrten ausgenommen, 
die ausschließlich der Beförderung von Schlacht- oder Stechvieh, von Postsen-
dungen sowie periodischen Druckwerken oder der Getränkeversorgung in Aus-
flugsgebieten, unaufschiebbaren Reparaturen an Kühlanlagen, Wasser- oder 
Energieversorgungsanlagen oder von Kanalgebrechen, dem Abschleppdienst, der 
Pannenhilfe, dem Einsatz in Katastrophenfällen, dem Einsatz von Fahrzeugen des 
Straßenerhalters zur Aufrechterhaltung des Straßenverkehrs, dem Einsatz von 
Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der Müllabfuhr oder dem Ein-
satz von Fahrzeugen eines Linienverkehrsunternehmens zur Aufrechterhaltung 
des regelmäßigen Linienverkehrs dienen, Fahrten mit Fahrzeugen nach Schaustel-
lerart (§ 2 Abs. 1 Z 42 KFG 1967), mit historischen Fahrzeugen (§ 2 Abs. 1 Z 43 
KFG 1976) und mit Fahrzeugen der Berufsgruppe der Beleuchter und Beschaller 
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Beleuchter und Beschaller zum und vom Ort der Auftragserfüllung sowie unauf-
schiebbare Fahrten mit Lastkraftwagen des Bundesheeres, mit selbstfahrenden 
landwirtschaftlichen Arbeitsmaschinen, zur Durchführung humanitärer Hilfs-
transporte sowie Fahrten im Ortsgebiet an den letzten beiden Samstagen vor dem 
24. Dezember. 

zum und vom Ort der Auftragserfüllung sowie unaufschiebbare Fahrten mit Last-
kraftwagen des Bundesheeres, mit selbstfahrenden landwirtschaftlichen Arbeits-
maschinen, zur Durchführung humanitärer Hilfstransporte sowie Fahrten im 
Ortsgebiet an den letzten beiden Samstagen vor dem 24. Dezember. 

(4) bis (7)… (4) bis (7)... 

(8) Ab 1. Jänner 1995 dürfen Lastkraftfahrzeuge mit einem höchsten zuläs-
sigen Gesamtgewicht von mehr als 7,5 t in der Zeit von 22 Uhr bis 5 Uhr nicht 
schneller als 60 km/h fahren. Die Behörde hat für bestimmte Gebiete, Straßen 
oder Straßenstrecken durch Verordnung diese erlaubte Höchstgeschwindigkeit zu 
erhöhen, sofern dadurch nicht der Schutz der Bevölkerung vor Lärm beeinträch-
tigt wird. 

(8) Lastkraftfahrzeuge mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von 
mehr als 7,5 t dürfen in der Zeit von 22 Uhr bis 5 Uhr nicht schneller als 60 km/h, 
in der Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr auf Autobahnen und Autostraßen nicht schneller 
als 70 km/h fahren. Die Behörde hat für bestimmte Gebiete, Straßen oder Stra-
ßenstrecken durch Verordnung diese erlaubte Höchstgeschwindigkeit zu erhöhen, 
sofern dadurch nicht der Schutz der Bevölkerung vor Lärm beeinträchtigt wird. 

(9) bis (10). (9) bis (10). 

§ 43. Verkehrsverbote, Verkehrserleichterungen und Hinweise. § 43. Verkehrsverbote, Verkehrserleichterungen und Hinweise. 

(1) bis (7)… (1) bis (7)… 

 (8) Die Behörde kann durch Verordnung für ein gesamtes Ortsgebiet, Teile von 
Ortsgebieten oder näher bestimmte Gebiete für Lastkraftfahrzeuge ohne Assis-
tenzsysteme mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von über 7, 5 t zur 
Vermeidung des toten Winkels Rechtsabbiegeverbote erlassen, sofern dies auf-
grund der örtlichen oder verkehrsmäßigen Gegebenheiten nach dem Stand der 
Wissenschaft zur Erhöhung der Verkehrssicherheit oder aus anderen wichtigen 
Gründen geeignet erscheint. Sofern dadurch der Zweck der Verordnung nicht 
gefährdet wird, sind einzelne Straßen, Straßenabschnitte oder Straßenarten vom 
Geltungsbereich der Verordnung auszunehmen. 

(9) bis (11). (9) bis (11). 

§ 94d. Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde § 94d. Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

1 bis 4a… 1 bis 4a… 
 4b. die Erlassung von Verordnungen nach § 43 Abs. 8, 

5 bis 21. 5 bis 21. 

§ 96. Besondere Rechte und Pflichten der Behörde. § 96. Besondere Rechte und Pflichten der Behörde. 

(1) Ereignen sich an einer Straßenstelle oder -strecke wiederholt Unfälle mit 
Personen- oder Sachschaden, so hat die Behörde unverzüglich - insbesondere auf 
Grund von Berichten der Dienststellen von Organen der Straßenaufsicht oder 

(1) Ereignen sich an einer Straßenstelle oder –strecke, unter besonderer Be-
rücksichtigung von Abbiegevorgängen an Kreuzungen, wiederholt Unfälle mit 
Personen- oder Sachschaden, so hat die Behörde unverzüglich – insbesondere auf 
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sonstiger geeigneter Stellen, unter Durchführung eines Lokalaugenscheins, Ein-
holung von Sachverständigengutachten, Auswertung von Unfallverzeichnissen u. 
dgl. - festzustellen, welche Maßnahmen zur Verhütung weiterer Unfälle ergriffen 
werden können; hiebei ist auf den jeweiligen Stand der Wissenschaft und For-
schung Bedacht zu nehmen. Das Ergebnis dieser Feststellungen ist demjenigen, 
der für die Ergreifung der jeweiligen Maßnahme zuständig ist, und der Landesre-
gierung mitzuteilen. 

Grund von Berichten der Dienststellen von Organen der Straßenaufsicht oder 
sonstiger geeigneter Stellen, unter Durchführung eines Lokalaugenscheins, Ein-
holung eines Sachverständigengutachten, Auswertung von Unfallverzeichnissen 
u. dgl. – festzustellen, welche Maßnahmen zur Verhütung weiterer Unfälle ergrif-
fen werden können; hiebei ist auf en jeweiligen Stand der Wissenschaft und For-
schung Bedacht zu nehmen. Das Ergebnis dieser Feststellungen ist demjenigen, 
der für die Ergreifung der jeweiligen Maßnahme zuständig ist, und der Landesre-
gierung mitzuteilen. 

(1a) bis (3). (1a) bis (3). 

§ 99. Strafbestimmungen. 
 

§ 99. Strafbestimmungen. 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
1600 Euro bis 5900 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
zwei bis sechs Wochen, zu bestrafen, 

 a) wer ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt, obwohl der Alkoholgehalt 
seines Blutes 1,6 g/l (1,6 Promille) oder mehr oder der Alkoholgehalt 
seiner Atemluft 0,8 mg/l oder mehr beträgt, 

 b) wer sich bei Vorliegen der in § 5 bezeichneten Voraussetzungen weigert, 
seine Atemluft auf Alkoholgehalt untersuchen oder sich vorführen zu 
lassen, oder sich bei Vorliegen der bezeichneten Voraussetzungen nicht 
der ärztlichen Untersuchung unterzieht, 

 c) (Verfassungsbestimmung) wer sich bei Vorliegen der im § 5 bezeichne-
ten Voraussetzungen weigert, sich Blut abnehmen zu lassen. 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
1600 Euro bis 5900 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
zwei bis sechs Wochen, zu bestrafen, 
 a) wer ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt, obwohl der Al-
koholgehalt seines Blutes 1,6 g/l (1,6 Promille) oder mehr oder der Alkoholgehalt 
seiner Atemluft 0,8 mg/l oder mehr beträgt, 
 b) wer in einem durch Suchtmittel beeinträchtigten Zustand ein 
Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt, 
 c) wer sich bei Vorliegen der in § 5 bezeichneten Voraussetzungen 
weigert, seine Atemluft auf Alkoholgehalt untersuchen oder sich vorführen zu 
lassen, oder an der Überprüfung zur Feststellung der köperlichen und geistigen 
Verfassung durch besonders ausgebildete und hiezu ermächtigte Organe der Bun-
despolizei nicht mitwirkt oder sich bei Vorliegen der bezeichneten Voraussetzun-
gen nicht der ärztlichen Untersuchung unterzieht, 

 d) (Verfassungsbestimmung) wer sich bei Vorliegen der im § 5 bezeicne-
ten Voraussetzungen weigert, sich Blut abnehmen zu lassen. 

(1a)… (1a)… 

(1b) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
800 Euro bis 3700 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
einer bis sechs Wochen, zu bestrafen, wer in einem durch Alkohol oder Suchtgift 
beeinträchtigten Zustand ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt. 

(1b) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 
800 Euro bis 3700 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 
einer bis sechs Wochen, zu bestrafen, wer in einem durch Alkohol oder Suchtgift 
beeinträchtigten Zustand ein Fahrzeug lenkt oder in Betrieb nimmt. 

(2) bis (7). (2) bis (7). 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 103. Inkrafttreten und Aufhebung. § 103. Inkrafttreten und Aufhebung. 

(1) bis (21)… (1) bis (21)… 
 (22) § ……………….. in der Fassung dieses Bundesgesetzes, BGBl. I 

Nr. xx/2019, treten mit ……………… 2019 in Kraft. 
 

 
Artikel 2: 

Vorläufige Abnahme des Führerscheines Vorläufige Abnahme des Führerscheines 

§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der Straßen-
aufsicht haben einem Kraftfahrzeuglenker, aus dessen Verhalten deutlich zu er-
kennen ist, dass er insbesondere infolge Alkohol- oder Suchtmittelgenusses, Ein-
nahme von Medikamenten oder eines außergewöhnlichen Erregungs- oder Ermü-
dungszustandes nicht mehr die volle Herrschaft über seinen Geist und seinen 
Körper besitzt, den Führerschein, den Mopedausweis oder gegebenenfalls beide 
Dokumente vorläufig abzunehmen, wenn er ein Kraftfahrzeug lenkt, in Betrieb 
nimmt oder versucht, es in Betrieb zu nehmen. Weiters haben die Organe die 
genannten Dokumente vorläufig abzunehmen, wenn ein Alkoholgehalt des Blutes 
von 0,8 g/l (0,8 Promille) oder mehr oder ein Alkoholgehalt der Atemluft von 0,4 
mg/l oder mehr festgestellt wurde oder der Lenker eine Übertretung gemäß § 99 
Abs. 1 lit. b oder c StVO 1960 begangen hat, wenn der Lenker ein Kraftfahrzeug 
gelenkt hat, in Betrieb genommen hat oder versucht hat, es in Betrieb zu nehmen, 
auch wenn anzunehmen ist, dass der Lenker in diesem Zustand kein Kraftfahr-
zeug mehr lenken oder in Betrieb nehmen wird. Außerdem haben diese Organe 
Personen, denen die Lenkberechtigung mit Bescheid vollstreckbar entzogen wur-
de oder über die ein mit Bescheid vollstreckbares Lenkverbot verhängt wurde und 
die der Ablieferungsverpflichtung der Dokumente nicht nachgekommen sind, den 
Führerschein, den Mopedausweis oder gegebenenfalls beide Dokumente abzu-
nehmen. Ebenso können diese Organe bei mit technischen Hilfsmitteln festge-
stellten Geschwindigkeitsübertretungen, die mit einer Entziehung geahndet wer-
den, den Führerschein vorläufig abnehmen. Bei der vorläufigen Abnahme ist eine 
Bescheinigung auszustellen, in der die Gründe für die Abnahme und eine Beleh-
rung über die zur Wiedererlangung des Führerscheines oder Mopedausweises 
erforderlichen Schritte enthalten sind. 
 

§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der Straßen-
aufsicht haben einem Kraftfahrzeuglenker, aus dessen Verhalten deutlich zu er-
kennen ist, dass er insbesondere infolge Alkohol- oder Suchtmittelgenusses, Ein-
nahme von Medikamenten oder eines außergewöhnlichen Erregungs- oder Ermü-
dungszustandes nicht mehr die volle Herrschaft über seinen Geist und seinen 
Körper besitzt, den Führerschein, den Mopedausweis oder gegebenenfalls beide 
Dokumente vorläufig abzunehmen, wenn er ein Kraftfahrzeug lenkt, in Betrieb 
nimmt oder versucht, es in Betrieb zu nehmen. Weiters haben die Organe die 
genannten Dokumente vorläufig abzunehmen, wenn ein Alkoholgehalt des Blutes 
von 0,8 g/l (0,8 Promille) oder mehr oder ein Alkoholgehalt der Atemluft von 0,4 
mg/l oder mehr festgestellt wurde oder der Lenker eine Übertretung gemäß § 99 
Abs. 1 lit. c oder d StVO 1960 begangen hat, wenn der Lenker ein Kraftfahrzeug 
gelenkt hat, in Betrieb genommen hat oder versucht hat, es in Betrieb zu nehmen, 
auch wenn anzunehmen ist, dass der Lenker in diesem Zustand kein Kraftfahr-
zeug mehr lenken oder in Betrieb nehmen wird. Außerdem haben diese Organe 
Personen, denen die Lenkberechtigung mit Bescheid vollstreckbar entzogen wur-
de oder über die ein mit Bescheid vollstreckbares Lenkverbot verhängt wurde und 
die der Ablieferungsverpflichtung der Dokumente nicht nachgekommen sind, den 
Führerschein, den Mopedausweis oder gegebenenfalls beide Dokumente abzu-
nehmen. Ebenso können diese Organe bei mit technischen Hilfsmitteln festge-
stellten Geschwindigkeitsübertretungen, die mit einer Entziehung geahndet wer-
den, den Führerschein vorläufig abnehmen. Bei der vorläufigen Abnahme ist eine 
Bescheinigung auszustellen, in der die Gründe für die Abnahme und eine Beleh-
rung über die zur Wiedererlangung des Führerscheines oder Mopedausweises 
erforderlichen Schritte enthalten sind. 
 

(2)… 
(2)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

(2a) Macht der Lenker im Fall des Verdachts auf Suchtmittelbeeinträchti-
gung von der Möglichkeit eines Harnscreenings Gebrauch (§ 5 Abs. 4b letzter 
Satz StVO 1960) und lässt dessen Ergebnis keinen Rückschluss auf Suchtmittel-
konsum zu, ist der Führerschein oder Mopedausweis dem Lenker wieder auszu-
folgen, sofern keine Alkoholbeeinträchtigung gemäß § 5 Abs. 1 StVO 1960 vor-
liegt und die Voraussetzungen des § 58 Abs. 1 StVO 1960 wieder gegeben sind. 
Wird die Harnprobe nicht zur Verfügung gestellt oder ergeben sich nach deren 
Screening Hinweise auf Suchtmittelkonsum, ist der Führerschein oder Mope-
dausweis unverzüglich der Behörde vorzulegen, in deren örtlichem Wirkungsbe-
reich er abgenommen wurde. 

(3) bis (6). 
(3) bis (6). 

Inkrafttreten und Aufhebung Inkrafttreten und Aufhebung 

§ 43.(1) bis (27)… § 43. (1) bis (27)… 

 (28) § 39 Abs. 1 und 2a treten mit …. 2019 in Kraft. 
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